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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die zolirechtliche Behandlung 
von zu Erprobungs- oder Untersuchungszwecken eingeführten Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 43 und 235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Bestimmung der Zusammensetzung, der Qua- 
lität oder anderer technischer Merkmale von ge- 
gebenenfalls in die Gemeinschaft einzuführenden 
Waren kann es nützlich und oftmals erforderlich 
sein, zuvor Muster oder Proben hiervon zu erpro- 
ben oder zu untersuchen. Sofern diese Erprobung 
oder Untersuchung den vollständigen Verbrauch 
oder eine wesentliche Veränderung der Muster oder 
Proben zur Folge hat, ist das Verfahren der vor- 
übergehenden Verwendung normalerweise nicht ge- 
eignet, ihre Einfuhr unter Befreiung von Zöllen, Ab- 
gaben gleicher Wirkung, Abschöpfungen oder ande- 
ren Abgaben zu ermöglichen, die im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik oder im Rahmen der auf- 
grund von Artikel 235 des Vertrages für einige 
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse erlas- 
senen besonderen Verfahren vorgesehen sind. 

Aufgrund des besonderen Charakters dieser Ein- 
fuhren von zur Erprobung oder Untersuchung be- 
stimmten Waren erscheint es wirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt, die für sie geltenden Zölle, Abgaben 
gleicher Wirkung, Abschöpfungen oder anderen Ein- 
fuhrabgaben zu erheben. Die zollrechtliche Behand- 


lung muß jedoch unterschiedlich sein, je nachdem 
ob die Muster oder Proben im Verlauf der Erpro- 
bung oder Untersuchung vollständig verbraucht, ob 
sie anschließend vernichtet oder in Waren ohne 
Handelswert umgewandelt werden oder ob sie in 
der Beschaffenheit im Zeitpunkt der Beendigung 
der Erprobung oder Untersuchung noch benutzt wer- 
den können. 

Der Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Zollwesens hat am 5. Juni 1972 eine diesbe- 
zügliche Empfehlung angenommen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In den zollrechtlich freien Verkehr übergeführte Wa- 
ren, die zum Zweck der Bestimmung ihrer Zusam- 
mensetzung, ihrer Qualität oder anderer technischer 
Merkmale erprobt oder untersucht werden sollen, 
unterliegen der in dieser Verordnung festgelegten 
zollrechtlichen Behandlung. 

Artikel 2 

1 . Sofern die Waren bei der Erprobung oder Unter- 
suchung vollständig verbraucht werden, sind sie 
von Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung, Ab- 
schöpfungen oder anderen Abgaben befreit, die 
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik oder 
im Rahmen der aufgrund von Artikel 235 des 
Vertrages für einige landwirtschaftliche Verar- 
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beitungserzeugnisse erlassenen besonderen Ver- 
fahren vorgesehen sind. 

2. Die Abgabenbefreiung gilt auch für solche Wa- 
ren, die nach Beendigung der Erprobung oder 
Untersuchung unter zollamtlicher Überwachung 
vernichtet oder in Waren ohne Handelswert um- 
gewandelt werden. 

Artikel 3 

Werden die Waren während der Erprobung oder 
Untersuchung weder vollständig verbraucht noch 
anschließend vernichtet oder in Waren ohne Han- 
delswert umgewandelt, so werden die Zölle, Ab- 
gaben gleicher Wirkung, Abschöpfungen oder ande- 
ren in Artikel 2 Absatz 1 genannten Einfuhrabgaben 
erhoben. Maßgebend für die Menge, die Beschaf- 
fenheit und den Wert der Waren ist der Zeitpunkt 
der Beendigung der Erprobung oder Untersuchung. 
Die zuständigen Behörden können jedoch auf die 
Erhebung dieser Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
Abschöpfungen oder anderen Einfuhrabgaben ver- 
zichten, sofern die betreffenden Waren kostenlos 
dem Fiskus überlassen werden. 


Artikel 4 

Die Abgabenvergünstigung nach dieser Verordnung 
wird nur für die zu der vorgesehenen Erprobung 
oder Untersuchung unbedingt erforderliche Waren- 
menge gewährt, 

Artikel 5 

Die zuständigen Behörden legen für jeden Einzelfall 
unter Berücksichtigung der besonderen Art und 
Weise def Erprobung oder Untersuchung die hier- 
für erforderliche Warenmenge, die Durchführungs- 
frist sowie die zu beachtenden Förmlichkeiten fest 
um zu gewährleisten, daß die Waren wie vorgese- 
hen verwendet werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt drei Monate nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
20. Juni 1 974 - 1/4 ^680 70 -E- Wa 22/74 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

Am 5. Juni 1972 hat der Rat für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Zollwesens eine Empfehlung 
über die zollreditlidie Behandlung von zu Erpro- 
bungs- oder Untersudiungszwecken eingeführten 
Waren angenommen. Mit dieser Empfehlung, die 
einem vom Europarat ausgesprochenen Wunsch 
nachkommt, soll vor allem die Tätigkeit von öffent- 
lichen und privaten Einrichtungen gefördert wer- 
den, die mit dem Ziel einer möglichst gründlichen 
Unterrichtung der Verbraucher um eine Qualitäts- 
kontrolle von auf den Markt gelangenden Waren 
bemüht sind. Es hat sich gezeigt, daß diese häufig 
nur über sehr bescheidene Mittel verfügenden Ein- 
richtungen in ihren Aufgaben erheblich unterstützt 
werden könnten, wenn die von ihnen zur Erprobung 
oder Untersuchung eingeführten Muster oder Pro- 
ben zollrechtlich bevorzugt behandelt würden. 

Da die Empfehlung des Zollrats jedoch keinerlei 
Begrenzung des Anwendungsbereichs enthält, gilt 
die in ihr vorgesehene zollrechtliche Behandlung 
für alle Waren, die zwecks Erprobung oder Unter- 
suchung zum zollrechtlich freien Verkehr angemel- 
det werden, sofern die eingeführten Waren nicht 
die für die Erprobung oder Untersuchung unbe- 
dingt erforderlichen Mengen überschreiten. 

Ausgehend von dieser Empfehlung schlägt die Kom- 
mission für zu Erprobungs- oder Untersuchungs- 
zwecken eingeführte Waren die nachstehende zoll- 
rechtliche Behandlung vor: 

a) Befreiung von Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung, 
Abschöpfungen und anderen Einfuhrabgaben für 
in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführte 
Waren, die erprobt oder untersucht werden sol- 


len und die entweder hierbei vollständig ver- 
braucht oder anschließend vernichtet oder in 
Waren ohne Handelswert umgewandelt werden. 

b) Für Waren, die nach Beendigung der Erprobung 
oder Untersuchung noch einen Handelswert be- 
sitzen, Anwendung der Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung, Abschöpfungen und anderen Einfuhr- 
abgaben, die zu erheben wären, wenn die Waren 
in der Menge, der Beschaffenheit und mit dem 
Wert im Zeitpunkt der Beendigung der Erpro- 
bung oder Untersuchung zum zollrechtlich freien 
Verkehr angemeldet würden. 

Der Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zollwesens empfiehlt außerdem, gegebenenfalls die 
kostenlose Überlassung der Waren an den Fiskus 
zu gestatten. Der vorliegende Verordnungsvorschlag 
sieht daher die Möglichkeit vor, wobei jedoch die 
Entscheidung hierüber den Zollbehörden überlassen 
bleibt. Sache der Zollbehörden muß es außerdem 
sein, unter Berücksichtigung der Art und Weise der 
Erprobung oder Untersuchung die hierfür erforder- 
lichen Mengen, die Durchführungsfrist sowie die zu 
beachtenden Förmlichkeiten festzulegen um zu ge- 
währleisten, daß die betreffenden Waren wie vor- 
gesehen verwendet werden. 

Da der vorliegende Verordnungsvorschlag auf die 
Artikel 43 und 235 EWG-Vertrag gestützt ist, muß 
das Europäische Parlament hierzu Stellung nehmen. 
In Anbetracht des Gegenstandes dieses Verord- 
nungsvorschlages wäre es wünschenswert, auch die 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses einzuholen. 
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